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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Staatsjubiläen

Im ganzen Land teilten am Nationalfeiertag 2019 die Bundesrätinnen und Bundesräte
der Bevölkerung ihre Gedanken zur Schweiz mit. Dabei wurden unter anderem der
Klimawandel, die EU oder die Schweizer Sprachenvielfalt angesprochen. 
Der Corriere del Ticino berichtete über Ignazio Cassis, der gleich alle vier
Sprachregionen besuchte. In L'Etivaz (VD), Krauchthal (BE) , Zuoz (GR) und Chiasso (TI)
sprach der Bundesrat über die äusseren und inneren Grenzen der Schweiz, welche
sowohl Herausforderung als auch Chance für das Land seien, da sie die Schweiz und
ihre Sprachregionen definierten. Er selbst beabsichtige als Bundesrat, diese zu stärken
und zu vereinen. 
Auch Guy Parmelin hielt einen «Marathon» mit gleich drei Reden, wie die Tribune de
Genève berichtete. In Weissenstein (SO), Rueyres und Étoy (VD) sprach er etwa über die
«symbiose entre l'Etat et le citoyen helvétique» und meinte, die Schweiz habe viel mehr
Potenzial, als dass sie «reale Probleme» habe.
Simonetta Sommaruga besuchte den Naturpark Gruyère Pays-d'Enhaut (FR), wo sie den
Klimawandel ansprach und sich, passend zur Lokation, mit Politikerinnen und Politikern
und anderen Parkbesuchern über die Biodiversität, alpine Landwirtschaftszonen oder
nachhaltige Forstwirtschaft austauschte.
«Unendlich dankbar» war laut dem Blick Ueli Maurer, der den Tag am Fête des
Vignerons in Vevey (VD) feierte. Dankbar sei er für das Land, welches das Resultat harter
Arbeit «Dutzender von Generationen» sei. Die heutige Schweiz verstehe er als deren
Erbschaft und noch immer gelte es, für «Freiheit und Unabhängigkeit» einzustehen.
Ähnlich wie Cassis unterstrich Alain Berset, dass die Einzigartigkeit der Schweiz in ihrer
Kultur- und Sprachenvielfalt liege. In Yverdon-les-Bains (VD) erwähnte er in seiner
Ansprache den Klimawandel, den Zugang zur medizinischen Grundversorgung oder die
Beziehungen zur EU und habe dabei laut der Zeitung «Le Temps» diesbezüglich die
Frage in den Raum gestellt :«[...] en faisons-nous assez»?
Ebenfalls vom Klimawandel und von dessen potenziellen Schäden und Folgen für die
Schweiz geprägt war die Rede von Viola Amherd in Münster (VS). Amherd erinnerte –
entsprechend ihrem Departement – daran, dass eine «funktionstüchtige Armee», der
Zivilschutz sowie der Zivildienst die Bevölkerung jederzeit beschützten und
unterstützten, auch im Falle von Naturkatastrophen.
In der Gemeinde Rorschach in ihrem Heimatkanton St. Gallen holte schliesslich Karin
Keller-Sutter in ihrer Ansprach zuerst bis ins Jahr 1291 aus und skizzierte die lange
Geschichte der Eidgenossenschaft, sprach dann aber auch über aktuelle Themen wie
die EU, die Digitalisierung oder steigende Krankenkassenkosten.

Auch auf der Rütliwiese (UR) wurde traditionellerweise gefeiert, allerdings ohne
Bundesrat, wie die Luzerner Zeitung berichtete: Dort übernahm die Urner
Regierungsrätin und ehemalige Bundesratskandidatin Heidi Z'graggen (UR, cvp) das
Zepter. Das Motto der diesjährigen Feier lautete «Milizarbeit als Engagement für die
Gesellschaft», entsprechend waren der SGV und der Schweizer Feuerwehrverband zu
Gast. Z'graggen ihrerseits sprach neben der Milizarbeit auch über die guten
Beziehungen zu Europa und betonte, dass die Schweiz eine verlässliche und geschätzte
Partnerin der EU sei. Auch den Föderalismus thematisierte sie: Dieser sei etwas, was sie
glücklich mache und sie als «Grundlage für den Erfolg unseres Landes» betrachte.
Als Abschluss der Feier auf dem Rütli schliesslich wurde die Nationalhymne vorgetragen
– mitsamt der viel diskutierten neuen Strophe, welche die Verwalterin des Rütlis, die
SGG, als offizielle Strophe in die Hymne aufnehmen möchte. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.08.2019
CHRISTIAN GSTEIGER
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Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Jahresrückblick 2019: Gesundheit, Sozialhilfe und Sport

2019 befasste sich das Parlament mit zahlreichen Geschäften zu Schweizer
Gesundheitspolitik, Sport und Sozialhilfe. Besonders relevant waren bezüglich
gesundheitspolitischer Themen die Diskussionen um das elektronische
Patientendossier (EPD). Dieses soll 2020 in allen Regionen der Schweiz verfügbar sein,
weshalb 2019 dazu einige Vorstösse behandelt wurden. So wurde ein Postulat Wehrli
(fdp, VD; Po. 18.4328), welches Auskunft über die bereits ergriffenen und die noch zu
ergreifenden Massnahmen verlangte, um die Umsetzung des EPD und dessen Nutzung
zu fördern, vom Nationalrat angenommen. Ebenfalls Ja sagte die grosse Kammer zu
einer Motion der SGK-NR (Mo. 19.3955). Diese hatte den Anschluss sämtlicher am
Behandlungsprozess beteiligter Gesundheitsfachpersonen an das EPD zum Ziel und
wird nun in einem nächsten Schritt im Stöckli behandelt. Mit dem im Juni 2019
verabschiedeten Bundesratsgeschäft zur «Stärkung von Qualität und
Wirtschaftlichkeit im KVG» (BRG 15.083) sollen zudem die Qualität der erbrachten
Leistungen im Gesundheitsbereich verbessert, die Patientensicherheit nachhaltig
erhöht und die Steigerung der Kosten in der OKP abgeschwächt werden. 

In Sachen Spitäler standen 2019 die Kosten im Gesundheitswesen im Mittelpunkt. Unter
anderem intendierte Verena Herzog (svp, TG) mittels Motion, gemeinwirtschaftliche
Leistungen dem öffentlichen Beschaffungsrecht zu unterstellen (Mo. 16.3842). Denn
durch eine Ausschreibungspflicht für gemeinwirtschaftliche Leistungen und der damit
verbundenen Transparenz könne man nicht nur Kosten reduzieren, sondern auch an
Effizienz gewinnen, erklärte die Motionärin. 2018 hatte der Nationalrat dieser Vorlage
zugestimmt, der Ständerat gab ihr in der Herbstsession 2019 allerdings einen Korb. Mit
einem Selbstkostenanteil, der beim Aufsuchen der Spitalnotfallstation (und beim
ambulanten Praxisbesuch) entrichtet werden soll, wollten sowohl Thomas Weibel (glp,
ZH; Pa.Iv. 17.480) als auch Thomas Burgherr (svp, AG; Pa.Iv. 17.452) der
Kostenentwicklung entgegenwirken, die Eigenverantwortung der Patientenschaft
stärken und den Spitalnotfall entlasten. Die grosse Kammer gab in der Wintersession
2019 der parlamentarischen Initiative Weibel, nicht aber der Initiative Burgherr Folge.
Des Weiteren nahm das Stöckli als Zweitrat eine Motion der SGK-NR bezüglich
Referenztarifen für ausserkantonale Behandlungen an (Mo. 18.3388). Damit wollte die
Kommission sicherstellen, dass die Kantone für Behandlungen ihrer Einwohnerinnen
und Einwohner ausserhalb des Wohnkantons nicht weniger bezahlen würden als
innerhalb. Bezüglich Ärzteschaft reichte Bea Heim (sp, SO; Mo. 18.3107) eine Motion zur
Offenlegung der Honorare von Ärztinnen und Ärzten in einer leitenden Position ein.
Transparenz sei notwendig, um falsche Anreize, unnötige Eingriffe und hohe Kosten für
die OKP zu verhindern, so Heim. Die Motion wurde im März 2019 von der grossen
Kammer gutgeheissen und an die kleine Kammer überwiesen. 

Rund um das Pflegepersonal waren die Pflegeinitiative und der indirekte
Gegenvorschlag ein wichtiges Thema. Gefordert wurden unter anderem die
Sicherstellung von genügend diplomierten Pflegefachleuten und eine
Kompetenzerweiterung im Bereich der direkten Abrechnung von Pflegeleistungen zu
Lasten der OKP. In der Wintersession empfahl der Nationalrat in Übereinstimmung mit
dem Bundesrat die Ablehnung der Initiative und gab dem von der SGK-NR
ausgearbeiteten indirekten Gegenvorschlag mit einigen kleinen Änderungen Folge.
Anders als seine Kommission wollte er beispielsweise nicht, dass eine Vereinbarung
zwischen Pflegefachpersonen und Krankenkasse für die Abrechnung der Pflegenden
über die OKP generell nötig ist. 

Im Frühling 2019 verabschiedete das Parlament eine Änderung des Heilmittelgesetzes
(BRG 18.081), die aufgrund zweier neuen EU-Verordnungen zur Erhöhung von Sicherheit
und Qualität von Medizinprodukten nötig geworden war, damit die Schweizer
Patientenschaft weiterhin von allen europäischen Produkten profitieren kann und die
Hersteller keinen Wettbewerbsnachteil erfahren. Qualität und Behandlungssicherheit
waren ebenfalls Gegenstand eines Postulates Stahl (svp, ZH; Po. 19.3382), das den
Bundesrat dazu aufforderte, die Bedingungen zur Ermöglichung eines Versandhandels
nichtverschreibungspflichtiger Arzneimittel zu überprüfen. Weiter stimmte der
Nationalrat in der Sommersession einer Motion Humbel (cvp, AG; Mo. 19.3005) zur

BERICHT
DATUM: 31.12.2019
JOËLLE SCHNEUWLY
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Kostenvermeidung bei der Umteilung von den Medikamenten der Kategorie C in die
Kategorie B zu und überwies sie an den Ständerat. Antibiotika und ihre Resistenz
wurden 2019 mittels zweier Vorstösse thematisiert. Zum einen sprach sich der
Nationalrat als Erstrat für eine Motion Graf (gp, BL; Mo. 19.3861) aus, die den Bundesrat
damit beauftragte, seine One-Health-Strategie mit der Erforschung von
Antibiotikaresistenzen zu ergänzen, um so eine Vorgehensweise zur Bekämpfung ihrer
Ursachen ausarbeiten zu können. Zum anderen reichte Claude Béglé (cvp, VD, Po.
19.3860) ein Postulat zur «Förderung der Erforschung und der Entwicklung neuer
antimikrobieller Mittel» ein, welches allerdings im Rat nicht auf Anklang stiess. Im
Herbst 2019 beschäftigte sich das Stöckli mit einer Motion Müller (fdp, LU; Mo. 19.3743),
mit der die Eliminierung von Hepatitis in ein nationales Programm zu sexuell und durch
Blut übertragbaren Infektionskrankheiten integriert werden soll. 

Auch über Tabakwaren wurde 2019 angeregt diskutiert. So befasste sich der Ständerat
erneut mit dem Bundesgesetz über Tabakprodukte, nachdem 2016 ein erster Entwurf
an den Bundesrat zurückgewiesen worden war. Das Gesetz soll in erster Linie dazu
dienen, Teenager, aber auch die Gesamtbevölkerung vor den negativen Auswirkungen
des Tabakkonsums zu schützen. In den Medien war hingegen insbesondere das Thema
«E-Zigaretten» zentral. Dieses fand auch seinen Weg ins Parlament; im Ständerat wurde
über eine tiefere Besteuerung von elektronischen Zigaretten diskutiert (Mo. 19.3958 der
SGK-SR). Vor dem Hintergrund der 2017 eingereichten Motionsserie zu
wissenschaftlichen Pilotversuchen mit Cannabis trat der Nationalrat im Dezember
2019 auf die vom Bundesrat vorgeschlagene Änderung des Betäubungsmittelgesetzes
ein (BRG 19.021). Neben E-Zigaretten berichteten die Medien auch ausführlich über die
umstrittene Auswahl des Tabakkonzerns Philip Morris als Hauptsponsor des Schweizer
Pavillons an der Weltausstellung 2020 in Dubai. Nachdem der Schweiz für diesen
Entscheid viel Unverständnis entgegengebracht worden war und sich gar die WHO zu
Wort gemeldet hatte, erklärte Aussenminister Ignazio Cassis Ende Juli, dass man die
Partnerschaft nicht weiterführen werde.

Trotz grosser Aufmerksamkeit in den Medien – dieses Thema ist mitverantwotlich für
den Peak des Gesundheitsthemas im Juli 2019 – kaum Eingang ins Parlament fand
dieses Jahr die Frage der Sterbehilfe. Aufgegriffen wurde von den Zeitungen vor allem
der Gerichtsprozess rund um Erika Preisig und den assistierten Suizid bei psychisch
kranken Personen. 

Die mediale Berichterstattung zu sportlichen Themen war im Juni 2019 besonders
intensiv. Dies ist darauf zurückzuführen, dass in diesem Monat nicht nur das
Eidgenössische Turnfest in Aarau stattfand, sondern auch ein Formel-E-Rennen in Bern
ausgetragen wurde, das bei der Bevölkerung auf Widerstand stiess und anlässlich dem
eine Velo-Demonstration durchgeführt wurde. Zudem wurde die durch die Fussball-
Weltmeisterschaft der Frauen ausgelöste Diskussion um die Gleichstellung der
Geschlechter in dieser Sportart ebenfalls von den Schweizer Medien aufgenommen. 
Im Parlament wurden bezüglich Sport zwei Vorlagen zu Sportzentren respektive zu der
Finanzierung ihres Betriebs diskutiert. So nahmen beide Räte eine Motion Engler (cvp,
GR, Mo. 18.4150) an, welche beabsichtigte, dem Bund eine Mitfinanzierungsrolle beim
Trainings- und Wettkampfbetrieb auf Sportanlagen nationaler Bedeutung zukommen zu
lassen. Im Dezember 2019 sagte die kleine Kammer Ja zu einem weiteren Postulat
Engler (Po. 19.4044), das einen Bericht zur Realisierung von drei bis vier
Wintersportzentren anstelle eines nationalen Schneesportzentrums forderte. Silva
Semadeni (sp, GR), die in Vergangenheit eine referendumsfähige Gesetzesgrundlage zur
Bundesmilliarde für Sion 2026 schaffen wollte, reichte 2018 eine parlamentarische
Initiative ein, um die Unterstützung Olympischer Spiele im Allgemeinen einem
fakultativen Referendum zu unterstellen (Pa.Iv. 18.445). In einem ersten Schritt gab die
WBK-NR diesem Geschäft im Juni 2019 Folge. Im Gebiet der Dopingpolitik überwies der
Nationalrat eine Motion Bourgeois (fdp, FR; Mo. 19.3667) an den Ständerat, die die
Prüfung der Errichtung einer Koordinationsstelle für Dopingfragen beim Fedpol zum
Gegenstand hatte. 

Im Bereich Sozialhilfe interessierten sich die Medien insbesondere für die Höhe der
Sozialhilfebeiträge, über die in verschiedenen Kantonen diskutiert wurde. Als erster
Kanton stimmte Bern im Mai in einer Volksabstimmung über entsprechende Kürzungen
ab. Hätte sich das Stimmvolk für die Revision des Sozialhilfegesetzes ausgesprochen, so
hätte der neue Grundbetrag die Empfehlung der Schweizerischen Konferenz für
Sozialhilfe (Skos) deutlich unterschritten. Von Bedeutung war dieser Entscheid auch für
die anderen Kantone, da man sich vor einem «Domino-Effekt» und «Sozialhilfe-
Tourismus» fürchtete. Gemäss Einschätzungen des Tagesanzeigers von Anfang Oktober
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verlor die Forderung nach dem Nein in Bern in anderen Kantonen und Städten an
Unterstützung. 2

Sport

Mittels Motion wollte Jacques Bourgeois (fdp, FR) eine Koordinationsstelle für
Dopingfragen beim Fedpol einrichten lassen. Diese soll die Kantone bei ihrer Arbeit
unterstützen und ermöglichen, dass Doping effizienter bekämpft werden könne.
Während der Eigenkonsum von Sportlerinnen und Sportlern durch die Sportverbände
sanktioniert werde, sei es Aufgabe der Kantone, den Handel und die Abgabe von
Dopingmitteln sowie die Anwendung an Dritten strafrechtlich zu verfolgen. Die
Zusammenarbeit zwischen den verschiedenen Instanzen sei essentiell, so der Motionär
während der Herbstsession 2019. Allerdings seien die Kontakte zwischen den
kantonalen Strafverfolgungsbehörden und den Zollbehörden noch nicht ausreichend
effektiv. Den Kantonen fehle es an Ressourcen und notwendigem Fachwissen über die
Gesetzgebung. Weiter bestünden bei Fällen auf der überkantonalen Ebene oft
Zuständigkeitsprobleme. Mit der Anti-Doping-Koordinationsstelle könne diesen
Problemen begegnet werden, da sie den Kantonen bei der Erfüllung ihrer Aufgaben mit
technischer und materieller Unterstützung sowie einer koordinierenden Funktion auf
überkantonaler und internationaler Ebene unter die Arme greifen könne. Der Bundesrat
anerkannte zwar die Wichtigkeit der Dopingbekämpfung, war aber der Ansicht, dass die
bestehenden Instrumente genügten, um wirksam gegen den Handel und die Abgabe von
Dopingmitteln vorgehen zu können. So nehme das Fedpol bezüglich Doping bereits eine
koordinierende Aufgabe zwischen den verschiedenen Behörden wahr, erklärte
Sportministerin Viola Amherd in der Ratsdebatte. Die Nationalrätinnen und Nationalräte
liessen sich jedoch nicht davon überzeugen und nahmen den Vorstoss Bourgeois mit
135 zu 53 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) an, wobei alle Gegenstimmen und Enthaltungen
aus dem Lager der SVP-Fraktion kamen. 3

MOTION
DATUM: 19.09.2019
JOËLLE SCHNEUWLY

Im November 2019 nahmen die Medien das Fehlen von italienischen Durchsagen bei
Fussball-Länderspielen auf. Anlass dazu war das Spiel der Schweizer
Nationalmannschaft gegen Georgien in St. Gallen, wo zwar deutsche, französische und
englische Durchsagen gemacht, das Italienische aber aussen vor gelassen wurde. Diego
Erba, Koordinator des Forums für das Italienische in der Schweiz und ehemaliger
Generalsekretär der Tessiner Bildungsdirektion, der sich das Spiel live angeschaut
hatte, wandte sich in der Folge per Brief an den Schweizer Fussballverband (SFV). Darin
stellte er die Forderung auf, dass künftig alle offiziellen Durchsagen auch in
italienischer Sprache gemacht werden müssten, da der dritten Landessprache sonst zu
wenig Respekt gezollt werde. Sportministerin Viola Amherd und dem aus dem Kanton
Tessin stammenden Aussenminister Ignazio Cassis liess er eine Kopie des Schreibens
zukommen. Während das VBS nicht auf die Beschwerde einging, stiess diese bei Ignazio
Cassis auf offene Ohren. Eine seiner Mitarbeiterinnen hob die Wichtigkeit der
Nationalmannschaft für den Zusammenhalt des Landes wie auch für das weltweite
Ansehen der Schweiz hervor. Zudem sei die Tatsache, dass man hierzulande drei
Amtssprachen respektive vier Landessprachen beheimate, inhärenter Teil der
schweizerischen DNA. Neben Erba zeigte sich auch Franco Narducci, Präsident einer
Vereinigung zur Förderung des Italienischen in Zürich, unzufrieden damit, dass
Italienisch bei den Länderspielen jeweils nicht berücksichtigt werde. Er wolle sich mit
einem ähnlichen Schreiben an die beiden Bundesräte wenden, sagte er gegenüber den
Medien. Der Schweizer Fussballverband erklärte Ende November, man werde die
Sprachenpolitik überprüfen. Dominique Blanc, SFV-Präsident, schürte zu diesem
Zeitpunkt nicht allzu grosse Hoffnungen auf eine Veränderung. Er erachte es aus
praktischen Gründen als eine Unmöglichkeit, viersprachige Durchsagen zu machen, da
dies zu viel Zeit in Anspruch nehmen würde. Aus Sicherheitsgründen müssten die
Ansagen auch von den Gästefans verstanden werden – daher die englischen
Durchsagen. Trotz dieser nicht sehr aussichtsreichen Aussage gab der SFV im
darauffolgenden Februar bekannt, dass er bezüglich seiner Sprachenpolitik über die
Bücher gegangen sei. Von nun an würden die Durchsagen in der am Spielort
gesprochenen Sprache sowie in einer Sprache, die für das Gastteam verständlich sei,
durchgeführt. Das Forum für das Italienische in der Schweiz zeigte sich mit dieser
Lösung zufrieden. 4

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 19.11.2019
JOËLLE SCHNEUWLY
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Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kultur, Sprache, Kirchen

Jahresrückblick 2019: Kultur, Sprache, Kirchen

2019 war hinsichtlich der Kultur-, Sprach- und Kirchenpolitik vergleichsweise ein eher
moderater Jahrgang, sowohl im Vergleich zu anderen Politikbereichen, als auch im
direkten Vergleich zu den Vorjahren. Eine APS-Zeitungsanalyse zeigt auf, dass alle drei
Politikbereiche von einem rückläufigen Trend betroffen sind, wobei sich dieser
besonders in der Medienberichterstattung zur Kirchen- und Religionspolitik am
stärksten zeigt – hier hat sich der Anteil themenspezifischer Artikel seit 2016 nahezu
halbiert. Im Jahresverlauf wurden über die drei Themenbereiche betrachtet
unterschiedliche Entwicklungen ersichtlich: Während die Sprachthemen auf nationaler
Ebene offensichtlich im Allgemeinen wenig Beachtung fanden, wurden
kirchenpolitische Themen besonders Anfangs und Ende Jahr stark diskutiert und fielen
dann dem obligaten «Sommerloch» zum Opfer. Die Kulturpolitik hingegen sah sich mit
einem regelrechten «Sommerhoch» konfrontiert, nachdem es ab März 2019 eher ruhig
geworden war. 

Das Hauptaugenmerk der Parlamentarierinnen und Parlamentarier lag 2019 hinsichtlich
der kulturpolitischen Entwicklungen mit Sicherheit auf der Revision des Schweizer
Urheberrechts. Nach rund 7-jähriger Vorarbeit und einer vom Ständerat im Frühjahr
2019 zwecks Sondierung der Lage des europäischen Urheberrechts auferlegten
Rückweisung, wurden im Sommer schliesslich die Weichen gestellt und das
Gesamtpaket im Herbst gebündelt. Da die angestrebte Revision Einfluss auf
verschiedene Bereiche hat, blieben die negativen Reaktionen indes nicht aus; deshalb
ist es auch wenig erstaunlich, dass kurz nach der Schlussabstimmung bereits das
Referendum ergriffen wurde. Ob die URG-Revision effektiv gelungen ist, wird sich Mitte
Januar 2020 zeigen, wenn die Referendumsfrist abgelaufen ist.
Die Ratifizierungen internationaler Abkommen wie des Übereinkommens über den
Schutz des Unterwasser-Kulturerbes und des Rahmenübereinkommens des Europarats
über den Wert des Kulturerbes standen hingegen ausser Diskussion. 
Ein anderer Fokus wurde im Kulturjahr 2019 wiederum auf die Kulturförderung gelegt.
Im Frühjahr wurde die Kulturbotschaft 2021–2024 in die Vernehmlassung geschickt und
bis im September zur Stellungnahme freigegeben. Der Ergebnisbericht lag Ende Jahr
zwar noch nicht vor, jedoch geben die im Verlauf des Jahres gefällten Entscheide zu
diversen Vorstössen mit Referenz auf die Kulturbotschaft (Kulturabgeltung an die Stadt
Bern, Einführung eines schweizerischen Jugendkulturgutscheins, Auswirkungen der
Urbanisierung auf die Kulturförderung, Aufgabenteilung zwischen SBFI und BAK,
Erhöhung des Kredits für die Förderung des Sprachaustausches) einen ersten Hinweis
auf mögliche Herausforderungen hinsichtlich der weiteren Beratungen . 
Auch im Bereich Heimatschutz und Denkmalpflege blieben die Institutionen nicht
untätig. So wurde eine Motion Regazzi (cvp, TI; Mo. 17.4308), die eine Anpassung der
Bewertungskriterien für die ISOS-Aufnahme verlangte, stillschweigend angenommen
und die Vernehmlassungsergebnisse zur Totalrevision des VISOS vielen mehrheitlich
positiv aus, was auf ein Inkrafttreten der revidierten Verordnung auf den 1. Januar 2020
hindeutete.
In der ausserparlamentarischen Debatte fand das Fête de Vignerons, das drei Jahre
nach seiner Aufnahme ins UNESCO Weltkulturerbe und 20 Jahre nach der letzten
Austragung neuerlich in Vevey (VD) stattfand, grosse Beachtung – leider aufgrund der
finanziellen Bruchlandung nicht nur positive. Ein wiederkehrendes Thema war 2019
auch die Raubkunst, wobei der Fokus in diesem Jahr auf den afrikanischen Kontinent
und die im Kontext der Kolonialisierung erbeuteten Schätze gerichtet wurde. Auch das
Volk der Fahrenden war 2019 insbesondere in den Kantonen ein Thema, da sich die
Frage der Durchgangsplätze nicht nur im Kanton Bern aufgetan hatte.

Im Bereich der Sprachpolitik standen in diesem Jahr die Mehrsprachigkeit und damit
zusammenhängend die Förderung des Austausches zwischen den
Sprachgemeinschaften sowie der Erhalt des Rätoromanischen im Fokus. So forderte
eine Motion Bourgeois (fdp, FR; Mo. 17.3654), dass öffentliche Ausschreibungen des
Bundes künftig in den wichtigsten Landessprachen zu erfolgen hätten, und eine Motion
Gmür-Schönenberger (cvp, LU; Mo. 18.4156), dass TV-Produktionen nicht mehr
synchronisiert, sondern sowohl Eigenproduktionen in den Landessprachen, als auch
englischsprachige Produktionen in der Originalsprache ausgestrahlt und lediglich noch
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untertitelt werden sollen. 
Mit dem Begehen der 100-Jahr-Feier der Lia Rumantscha wurden indes Bestrebungen
aufgezeigt, das Rätoromanische wieder mehr aufs Parkett zu bringen und insbesondere
auch einem Publikum ausserhalb des Bergkantons ins Gedächtnis zu rufen. Nicht
zuletzt seit einem im Frühjahr erschienene Bericht des ZDA war deutlich geworden,
dass es für das Rätoromanische in der Schweiz fünf vor zwölf geschlagen hat. 

In Bezug auf kirchen- und religionspolitische Themen stand in diesem Jahr die SVP mit
ihren islamkritischen Parolen auf prominentem Parkett. Mit ihrem Vorstoss zur
Bekämpfung der Ausbreitung eines radikalen Islams war sie im Parlament zwar
gescheitert, generierte aber mit den daraus resultierenden Wahlplakaten des der SVP
nahestehenden Egerkinger-Komitees im Vorfeld der eidgenössischen Wahlen 2019 ein
grosses Medienecho. Auch die Motion Wobmann (svp, SO; Mo. 17.3583), die ein Verbot
der Verteilaktion «Lies!» zum Ziel hatte, scheiterte – nach einer rund 1.5-jährigen
Sistierung – am Ständerat. Wie eine bereits im Sommer veröffentlichte Studie aufzeigte,
nahm die SVP auch in den Kantonen eine dominante Rolle in der Religionsdebatte ein.
So war es nur wenig erstaunlich, dass die Anfangs Jahr neuerlich aufkommende Frage,
ob man als guter Christ noch die SVP wählen dürfe, wieder zu diskutieren gab; nicht
zuletzt, weil damit auch verschiedentliche Kirchenaustritte – nebst den ohnehin
zunehmenden Kirchenaustritten – von SVP-Politikerinnen und -Politikern einhergingen,
welche sich lieber dem Churer Bischof Huonder zuwenden wollten. Dieser seinerseits
wurde schliesslich nach zweijährigem Aufschub zu Pfingsten Abberufen, nutzte die Zeit
bis dahin aber für einen Rundumschlag gegen die Landeskirchen und stellte sich noch
immer quer zu den Missbrauchsvorwürfen in der Kirche.
Wie sich die Kirche zum Staat verhalten soll und in welchem Masse sich Theologen in
die politische Debatte einbringen dürfen, wurde seit Anfang Jahr im Rahmen eines von
Gerhard Pfister (cvp, ZG) neu gegründeten Think-Tanks «Kirche/Politik» erläutert.
Eine für viele eher überraschende Kunde kam im Herbst von Seiten der reformierten
Kirchen: Diese hatten sich nach langen Diskussionen für die «Ehe für alle»
ausgesprochen, wobei sie im Wissen um die konservativen Kräfte innerhalb der
Glaubensgemeinschaft die Gewissensfreiheit der Pfarrpersonen gewährleisten wollten.
Unerfreulich waren 2019 die Meldungen über die Rückkehr und rasche Zunahme des
Antisemitismus in der Schweiz.

Die 2019 im Vorfeld des angekündigten Frauenstreiks virulent diskutierte
Genderthematik fand ihren Einzug auch im Bereich der Kultur, Sprache und Kirche. So
wurden Frauen, und spezifisch ihr Schaffen und ihre Stellung in der Kunst und Kultur,
wesentlich stärker thematisiert als in den vergangenen Jahren. Auch die Diskussion um
gendergerechte Sprache wurde in diesem Jahr wieder virulenter aufgegriffen.
Besonders überraschend kam auch die Ankündigung der Kirchenfrauen, sich am
diesjährigen Frauenstreik zu beteiligen, um ein Zeichen gegen die männliche Dominanz
innerhalb der Institution zu setzen. 5

Sprachen

In der Frühjahrssession 2019 wurde eine Motion Bourgeois (fdp, FR) zurückgezogen, die
das BöB dahingehend ändern wollte, dass die öffentlichen Ausschreibungen des
Bundes zukünftig in den wichtigsten Landessprachen zu erfolgen hätten. Der
Bundesrat hatte die Motion zur Ablehnung empfohlen, mit der Begründung, dass er
bereits im Rahmen der Botschaft zur Totalrevision des Bundesgesetzes über das
öffentliche Beschaffungswesen (E-BöB) dem Parlament einen entsprechenden Passus
für die künftige Regelung der Sprachanforderungen in diesem Bereich vorgelegt habe.
Mit Bezugnahme auf ebendiese bundesrätliche Erläuterung verkündete der Motionär
den Rückzug seines Anliegens, versäumte aber nicht, darauf hinzuweisen, dass er diese
Entwicklung nicht aus den Augen verlieren werde. 6
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Im Sommer 2019 lag das Augenmerk der sprachaffinen Schweizerinnen und Schweizer
auf der Region Maloja im Kanton Graubünden. Zwischen dem 1. und 18. August fanden
dort, in der Gemeinde Zuoz, im Rahmen des 100-Jahr-Jubiläums der Lia Rumantscha
Kultur- und Sprachfestivitäten für Gross und Klein statt. Das rund dreiwöchige
Grossereignis war mit gut CHF 1 Mio. budgetiert und durch den Kanton Graubünden,
Bundesbeiträge, Sponsoren sowie Solidaritätsbeiträge diverser anderer Kantone
finanziert worden. Zwischen der offiziellen Eröffnung am 2. August und dem
Hauptfestakt am 17. August wurden an unterschiedlichen Daten Thementage gestaltet,
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die sich mit alltäglichen und politisch relevanten Belangen des Bergkantons und seiner
Sprachvielfalt auseinandersetzten. So gab es abwechslungsreiche Anlässe zur Familie,
zur Sprachpolitik, zu Minoritäten, zur Dreisprachigkeit des Kantons oder zum
Romanisch in der Schule und der Literatur. Es sollte ein Fest für alle sein, war doch die
ganze Schweiz mit dem Ziel eingeladen worden, aufzuzeigen, dass die Schweiz etwas
verlieren würde, «wenn es das Romanische nicht mehr gäbe», wie Johannes Flury (fdp,
GR), Präsident der Lia Rumantscha, zu bedenken gab. Das Highlight des Jubiläums
stellte sicherlich das im vom Architekten Men Duro Arquint temporär konstruierten
Theaterhaus mehrfach aufgeführte Theaterstück «Tredeschin Retg» dar, das aufgrund
des Grossandrangs gar um zwei zusätzliche Vorführungen ergänzt werden musste. Des
Bündners liebstes Märchen erzählt die Geschichte von Tredeschin, der als 13. Kind einer
Bünder Familie das Licht der Welt erblickt und sich irgendwann aufmacht, die Welt zu
entdecken und nach seinem Glück zu suchen. Dabei bewegt er sich stets im
Spannungsfeld zwischen der kleinen Heimat und der grossen Welt, wodurch die Suche
nach dem eigenen Glück zu einer Suche nach der eigenen Identität wird. Das speziell
für die Bühne adaptiere Kindermärchen könnte als sinnbildlich für den vom
Medienverantwortlichen der Lia Rumantscha, Andreas Gabriel, als «hochpolitisch»
bezeichneten Charakter des Festivals betrachtet werden. Das Programm wurde
grundsätzlich auf Romanisch durchgeführt, war jedoch auch in anderen Sprachen
verfolgbar. So wurde das Theaterstück auf Deutsch und Italienisch übertitelt, also genau
das, was Gabriel und andere «in umgekehrten Vorzeichen auch von den grösseren
Sprachgemeinschaften erwarten würden, damit wir das Romanische im Alltag und in
den politischen Diskussionen nicht aufgeben müssen.»

Gegründet wurde die Lia Rumantscha am 26. Oktober 1919 als Dachorganisation aller
romanischen Sprach- und Kulturvereine. Sie hat ihren Hauptsitz in Chur. Die zentrale
Figur der Entstehungsgeschichte war Giachen Conrad, ein Churer Postinspektor, der im
April 1919 unter dem Titel «Kassandrastimmen vom Hinterrhein» einen Aufruf in der
damaligen «Neuen Bündner Zeitung» startete. In seinem Kassandraruf verglich er das
Romanische mit einem «Ertrinkenden», das durch den zunehmenden Tourismus
Gefahr laufe zu «verdeutschen». Mit den Bahntunneln öffne man nun die «natürlichen
Dämme gegen die fremde Flut» und grabe «alle Wälle ab, hinter welchen die kränkelnde
Pflanze des Erbes unserer Väter noch etwas Schutz vor dem Nordwind fand.» Es gelte
nun, eine «Phalanx» gegen diese Gefahr zu bilden, wie die «Südostschweiz am
Wochenende» den Churer zitierte. Tatsächlich verfehlte der Weckruf seine Wirkung
nicht, wurde doch auf Anregung der «Uniun rumantscha da Schons» die Bitte um eine
Konferenz aller romanischen Sprachvereine von der «Societad Retorumantscha»
gutgeheissen, sodass bereits im Juli 1919 eine Kommission mit der Ausarbeitung der
Statuten und Satzungen der postulierten Dachorganisation beauftragt wurde. Am 26.
Oktober 1919 fand schliesslich die Gründungsversammlung statt, an der Conrad zum
ersten Präsidenten der Lia Rumantscha gewählt wurde. So kurzweilig sich die
Entstehungsgeschichte auch lesen mag, so lässt sich dennoch nicht verleugnen, dass es
sich hierbei um einen wahren Kraftakt handelte, wie der Romanist Rico Franc Valär zu
berichten wusste: Es bestanden bedeutende idiomatische und konfessionelle
Differenzen zwischen den verschiedenen Tälern, sodass ein gesamträtoromanisches
Bewusstsein nie wirklich aufkommen konnte. Zudem musste die Dachorganisation
bereits kurz nach ihrer Gründung eine bedeutende Bewährungsprobe überstehen: die
Beschaffung der notwendigen finanziellen Mittel zur Existenzsicherung. Sowohl der
Kanton Graubünden als auch der Bund zeigten sich zunächst nicht sonderlich
begeistert von den «sprachpolitischen Unruhestiftern», hatten dann aber doch ein
Einsehen.

Heute hat die Dachorganisation indes mit weitaus grösseren Problemen zu kämpfen:
Der vor 100 Jahren ausgesandte Kassandraruf scheint in der Gegenwart angekommen zu
sein. Das Romanische ist je länger, je mehr vom Aussterben bedroht; Erhebungen
zufolge beherrschen zwischenzeitlich noch rund 60'000 bis 80'000 Personen die
Sprache. Johannes Flury sieht das Hauptproblem in der Auswanderung aus den Tälern,
zieht aber auch den Kanton Graubünden in die Verantwortung. Als
Hauptverantwortlicher für die Erhaltung und Förderung der Sprache nehme dieser
seine Verantwortung nur zögerlich wahr; Lehrmittel seien mangelhaft und es würden zu
wenige romanischsprachige Lehrpersonen ausgebildet. Zudem sei in der
Kantonsverwaltung ein zu geringes Bewusstsein für die Mehrsprachigkeit vorhanden.
Der Kanton weist diese Vorwürfe von sich. Im Rahmen seiner dreitägigen
Nationalfeiertagsreise fand sich auch Aussenminister Ignazio Cassis in Zuoz ein, wo er
sich als offizieller Vertreter des Bundesrates in allen fünf Idiomen (Sursilvan, Sutsilvan,
Surmiran, Puter, Vallader) für die Einladung bedankte und aufmunternde Worte an die
Bevölkerung richtete: «Lassen Sie sich nicht entmutigen [...]. Die Schweiz braucht das
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Rumantsch.» Weiter kündigte er an, dass der Bund ab 2020 rätoromanische
Sprachkurse für Kinder und Jugendliche ausserhalb des angestammten
rätoromanischen Sprachgebiets unterstützen werde, und brachte auch die Idee einer
rätoromanischen Woche, einer «emna da la lingua rumantscha» ein – in Anlehnung an
die Anlässe, die die italienische und französische Sprache und Kultur in den Fokus
setzen. Gemäss Johannes Flury wird es das Romanische auch in 100 Jahren noch
geben, die Frage sei lediglich, in welchem Zustand es dann sein werde. Die Solidarität
der übrigen Schweiz für die Sprache habe man aber bereits seit der Gründung immer
gespürt: «Die Schweiz ist für uns im Jahr 1938 eingestanden, aber auch heute. Alle,
wirklich alle Kantone haben sich an unserem Fest beteiligt.»

Was hingegen im Rahmen der Feierlichkeiten bewusst ausgespart wurde, war das
«Rumantsch Grischun», da der Präsident der Dachorganisation um den «fragilen
Sprachfrieden» fürchtete. Die Schriftsprache wurde 1982 auf Initiative der Lia
Rumantscha vom Zürcher Linguisten Heinrich Schmid quasi ab dem Reissbrett
entwickelt und war als Rettung des Rätoromanischen angedacht gewesen. Über die
Jahre gesehen wurde die vielbesagte Rettung jedoch immer mehr zum Zankapfel und
die Idee, eine Brücke von der Standardsprache zu den bestehenden fünf Idiomen zu
schlagen, gilt bereits jetzt als gescheitert. Tatsächlich hat der Widerstand gegen das
Rumantsch Grischun in den letzten Jahren stark zugenommen; dieses wird besonders
im schulischen Kontext abgelehnt, weshalb es nicht verwundert, dass auch aktuell
wieder in zwei Oberhalbsteiner Gemeinden (Lenz Albula und Surses) per Initiative
dessen Abschaffung aus dem Schulunterricht gefordert wird. Sollte dies tatsächlich
eintreten, würde das Rumantsch Grischun nur noch in den zweisprachigen Schulen in
Chur, Trin und Domat/Ems unterrichtet werden. 7
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